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Anlage 1: Los 1

Prufungsverbund , Bremer Verkehrs- und
Beteiligungsgesellschaft mbH / Bremer Strallenbahn AG*

1 Leistungsbeschreibung Jahresabschlussprifung

1.1. Ausgangslage

Vergabe der Leistung "Prufung der Jahresabschlisse fur die Jahre 2019-2023" fur die
nachfolgenden zu einem Prifungsverbund zusammengeschlossenen Gesellschaften:

Bremer Verkehrs- und Beteiligungsgesellschaft mbH (Konzernabschluss)
Bremer Verkehrs- und Beteiligungsgesellschaft mbH (Einzelabschluss)
BREPARK GmbH

Bremische Grundstiicks-GmbH

Bremer Stralenbahn AG

WeserBahn GmbH

Consult Team Bremen — Gesellschatft fur Verkehrsplanung und Bau mbH
ZOB Zentral-Omnibus-Bahnhof GmbH

TM Traffic Marketing GmbH

©CoNogarWDNE

Samtliche Gesellschaften haben ihren Sitz in Bremen.
Die Geschéftsjahre entsprechen dem Kalenderjahr.

Alleinige Gesellschafterin der Bremer Verkehrs- und Beteiligungsgesellschaft (BVBG) ist die
Freie Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde). Die BVBG ist u.a. an der BREPARK GmbH mit
97%, an der Bremische Grundstiicks-GmbH mit 100% und an der Bremer StralRenbahn AG mit
100% beteiligt. Die Bremer Stral3enbahn AG hélt u.a. Beteiligungen an der WeserBahn GmbH
und der Consult Team Bremen — Gesellschatft fiir Verkehrsplanung und Bau mbH mit einer
Beteiligungsquote von jeweils 100%. An der ZOB Zentral-Omnibus-Bahnhof GmbH ist die
Bremer Stralenbahn AG mit 14,2% beteiligt. Mit einem Anteil von 37,2% ist die Freie
Hansestadt Bremen weitere Gesellschafterin der ZOB Zentral-Omnibus-Bahnhof GmbH. An der
TM Traffic Marketing GmbH ist die BSAG mit einem Anteil von 49% beteiligt.

Zu den Gesellschaften zu Ziffer 2., 3., 5., 7. und 8. kdnnen weitere Unternehmensdaten (z.B.
zum Gegenstand des Unternehmens, zu den wesentlichen Beteiligungen, zur Lage der
Unternehmen und ausgewahlte Daten der jeweiligen Bilanzen und Gewinn- und
Verlustrechnungen im Mehrjahresvergleich) u.a. dem Beteiligungsbericht der Freien Hansestadt
Bremen entnommen werden (in diesem Bericht firmiert die Gesellschaft zu Ziff. 2 noch unter
.Bremer Verkehrsgesellschaft mbH"):

(https://www.finanzen.bremen.de/haushalt/beteiligungen _und_eigenbetriebe/beteiligungsbericht
-28255)

Die Bremische Grundstiicks-GmbH hélt eine 50%ige Beteiligung an der Bremischen
Wohnungsbaugesellschaft mbH, die in den Finanzanlagen zum 31.12.2017 mit einem Wert von
40.893 T€ enthalten sind. Die Ausschiittungen dieser Beteiligungsgesellschaft bildet die
wirtschaftliche Grundlage der Gesellschaft. Die Bilanzsumme zum 31.12.2017 betrug 42.093
T€. Der Bilanzgewinn 2017 in Hohe von 1.146 T€ war im Wesentlichen durch eine Dividende
aus der Beteiligung in Hohe von 1.205 T€ beeinflusst. Fir das Geschaftsjahr 2018 erwartet die
Geschaéftsfuhrung einen Jahresiiberschuss von knapp 1.000 T€.
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Die Weserbahn GmbH bt kein operatives Geschéft aus. Sie fungiert im Konzernverbund der
Bremer StralRenbahn AG als Zwischenholding und erzielt Ertrdge aus Personalgestellungen und
Geschéftsbesorgungen fiir Beteiligungsunternehmen. Die Bilanzsumme der Weserbahn GmbH
zum 31.12. 2017 betrug 569 T€. Neben einem Finanzanlagevermégen in Hohe von 32 T€
betreffen die Aktiva Umlaufvermégen in Héhe von 52 T€, das im Wesentlichen aus Forderungen
gegen verbundene Unternehmen (25 T€), Forderungen gegen Unternehmen, mit denen ein
Beteiligungsverhaltnis besteht (22 T€) sowie aus Guthaben bei Kreditinstituten (485 T€) besteht.
Die Umsatzerlose 2017 betrugen 106 T€ (davon 64 T€ aus Personalgestellungen und 25 T€ aus
Geschaftsbesorgungen). Aufwendungen fur bezogen Leistungen (21 T€) und
Personalaufwendungen (66 T€) pragten in 2017 die Aufwandsseite der Gewinn- und
Verlustrechnung. Das Ergebnis nach Steuern 2017 in H6he von 7 T€ wurde aufgrund eines
bestehenden Gewinnabfihrungsvertrages an die Bremer StraBenbahn AG abgefihrt.

Gegenstand des Unternehmens der TM Traffic Marketing GmbH ist die Vermarktung von
Werbeflachen an und in Fahrzeugen der Bremer Stral3enbahn AG und der Gesellschafter der
Verkehrsverbund Bremen/Niedersachsen GmbH. Die Bilanzsumme der TM Traffic Marketing
GmbH zum 31.12. 2017 betrug 541T£. Die Aktiva betreffen im Wesentlichen Umlaufvermdgen
in Hohe von 532 T€ (davon Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 304 T€ und
Guthaben bei Kreditinstituten 196 T€). Das Eigenkapital zum 31.12.2017 in H6he von 154 T€
betrifft das gezeichnete Kapital in Hoéhe von 25 T€, einen Gewinnvortrag in Hohe von 0,3 T€
sowie den Jahresuberschuss 2017 in H6he von 128 T€. Daruber hinaus setzten sich die
Passiva aus Rickstellungen (38 T€), Verbindlichkeiten (193 T€) und
Rechnungsabgrenzungsposten (156 T€) zusammen. Im Wirtschaftsjahr 2017 wurden Umséatze
in H6he von 2.370 T€ erzielt. Dagegen stehen aufwandsseitig insbesondere
Materialaufwendungen (1.858 T€), Personalaufwendungen (233 T€) und sonstige betriebliche
Aufwendungen (97 T€) gegenlber.

In den Konzernabschluss werden neben der BVBG (Mutterunternehmen) die Bremer
StraRenbahn AG und die BREPARK GmbH einbezogen. Nicht konsolidiert werden kleine
Tochterunternehmen, die sowohl einzeln als auch zusammen gesehen fiir die Vermogens-,
Finanz- und Ertragslage des Konzerns von untergeordneter Bedeutung sind. Die Beteiligung an
der Bremischen Grundstiicks-GmbH (BremGrund) wird gemaf § 296 Absatz 1 Nr. 3 HGB nicht
in den Konzernabschluss einbezogen, da diese Gesellschaft der Weiterveraul3erungsabsicht
unterliegt.

Alle Gesellschaften stellen ihre Bilanz- und die Gewinn- und Verlustrechnung unter Beachtung
der Grundséatze ordnungsgemalfier Buchfuihrung nach den fiir grof3e Kapitalgesellschaften
geltenden Vorschriften des Handelsgesetzbuches, des GmbH-Gesetzes sowie unter Beachtung
der Gesellschaftsvertrage bzw. der Satzung innerhalb der ersten drei Monate des Folgejahres
fur das vergangene Geschaftsjahr auf. Dabei handelt es sich bei der Bremer Verkehrs- und
Beteiligungsgesellschaft mbH, der Bremische Grundstiicks-GmbH, der WeserBahn GmbH,
sowie der ZOB Zentral-Omnibus-Bahnhof GmbH tatséchlich um Kleinstkapitalgesellschaften
gemalR § 267a Abs. 1 HGB, bei der TM Traffic Marketing GmbH und der Consult Team Bremen
GmbH tatsachlich um kleine Kapitalgesellschaften geman § 267 HGB und bei der BREPARK
GmbH um eine mittelgrol3e Kapitalgesellschaft gemaR § 267 HGB. GréRenabhangige
Erleichterungen des § 288 HGB werden von der Bremische Grundstticks-GmbH bei der
Aufstellung des Jahresabschlusses teilweise in Anspruch genommen.

Die Bremer Straf3enbahn AG als nicht borsennotiertes Unternehmen wendet den Deutschen
Corporate Governance Kodex freiwillig an. Die Bremer Verkehrs- und Beteiligungsgesellschaft
mbH und die BREPARK wenden den Public Corporate Governance Kodex der Freien
Hansestadt Bremen (Anlage 1.1) an.
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1.2.

Prifung des Jahresabschlusses/Leistungsgegenstand

Durchfiihrung der Prufung des nach 88 290 ff. HGB aufgestellten Konzernabschlusses,
bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, Anhang und des nach § 315 HGB
aufgestellten Lageberichtes, der Bremer Verkehrs- und Beteiligungsgesellschaft mbH
nach 8 317 HGB, unter Beachtung der vom IDW festgestellten deutschen Grundsatze
ordnungsgemaRer Durchfihrung von Jahresabschlussprifungen. Das Ergebnis der
Prifung ist in einem Prifungsbericht darzustellen.

Durchfihrung der Prifung der Jahresabschliisse, jeweils bestehend aus Bilanz, Gewinn-
und Verlustrechnung, Anhang und Lagebericht, nach 8§ 317 HGB, unter Beachtung der
vom IDW festgestellten deutschen Grundsatze ordnungsgemalfer Durchfiihrung von
Jahresabschlussprufungen fir alle Gesellschaften. Das Ergebnis der Prufung ist jeweils
in einem Prufungsbericht darzustellen.

Prifung gemal den Vorschriften des 8 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 HGrG unter
Berucksichtigung des "Fragenkatalogs zur Prifung der Ordnungsmafigkeit der
Geschéftsfihrung und der wirtschaftlichen Verhéltnisse nach § 53 HGrG" fir alle
Gesellschaften und Erstellung einer gesonderten Anlage mit den Priifungsergebnissen
nach 8 53 HGrG im Prufungsbericht. Im Rahmen der Konzernabschlussprufung erfolgt
keine Prifung gemal den Vorschriften des § 53 HGrG.

Erteilung eines Vermerks fur den Jahresabschluss nebst Lagebricht nach den
Grundsatzen von 8§ 322 HGB bei allen Gesellschaften.

Betriebswirtschaftliche Analyse der Vermdgens-, Finanz- und der Ertragslage fiir alle
Gesellschaften mit Ausnahme der Bremische Grundstiicks-GmbH. Uber die
Prufungshandlungen zur Analyse der Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage ist in einem
gesonderten Abschnitt des Prifungsberichtes Bericht zu erstatten. Im Rahmen der
Konzernabschlussprufung ist keine betriebswirtschaftliche Analyse der Vermégens-,
Finanz- und der Ertragslage vorzunehmen.

Erweiterung der Prifungsberichte um einen Aufgliederungs- und Erlauterungsteil fur die
Positionen des Jahresabschlusses bei den Gesellschaften Bremer Verkehrs- und
Beteiligungsgesellschaft mbH (Einzelabschluss), Bremer Stralenbahn AG und
BREPARK GmbH.

Vorstellung der Prifungsergebnisse in den jeweiligen Gremienversammlungen, in denen
die Beratungen Uber den Jahresabschluss erfolgen bei allen Gesellschaften.

Beachtung der Prifungsanweisung der Freien Hansestadt Bremen und Berichterstattung
gemal Prifungsanweisung der Freien Hansestadt Bremen bei der Bremer Verkehrs-
und Beteiligungsgesellschaft mbH, der BREPARK GmbH sowie der Bremische
Grundsticks-GmbH. Mit dieser Prifungsanweisung werden die Abschlussprufer tber
das Auftragsschreiben hinaus jahrlich Gber den Umfang der zu erbringenden Arbeiten
informiert. Die Anweisung enthalt u. a. Hinweise zur erforderlichen Berichterstattung an
das Fachressort/Dezentrale Beteiligungsmanagement und an das Zentrale
Beteiligungsmanagement bei der Senatorin fiir Finanzen. Eine
Musterprifungsanweisung wird in der Anlage 1.2 zur Verfigung gestellt.

Bertcksichtigung der Regelungen des Handbuchs Beteiligungsmanagement der Freien
Hansestadt Bremen bei der Prifung der Jahresabschliisse der Bremer Verkehrs- und
Beteiligungsgesellschaft mbH sowie der BREPARK GmbH
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(https://www.finanzen.bremen.de/haushalt/beteiligungen und eigenbetriebe/handbuch
beteiligungsmanagement-54848).

j- Auf Grundlage des Public Corporate Governance Kodex der Freien Hansestadt Bremen
(PCGK) berichten die Geschaftsfihrungen und die Aufsichtsrate der Bremer Verkehrs-
und Beteiligungsgesellschaft mbH und der BREPARK GmbH jeweils jahrlich, ob den
Empfehlungen des PCGK entsprochen wurde. Diese Entsprechenserklarungen gehen
jeweils als Anlage in den Prifband des jeweiligen Jahresabschlusses ein und sind
Bestandteil der Uberpriifung durch den Abschlusspriifer.

k. Auf Grundlage des Deutschen Corporate Governance Kodex (DCGK) berichten
Vorstand und Aufsichtsrat der Bremer Stralenbahn AG jeweils jahrlich, ob den
Empfehlungen des DCGK entsprochen wurde (8 161 Aktiengesetz). Diese
Entsprechenserklarung geht als Anlage in den Prifband des Jahresabschlusses ein und
ist Bestandteil der Uberpriifung durch den Abschlussprifer.

I. Beider Bremer Strallenbahn AG besteht folgender jahrlicher Sonderprufungsbedarf:

e Prifung nach 8 7 des Infrastrukturvertrages:
Der zwischen der Freien Hansestadt Bremen und der Bremer StralRenbahn AG
geschlossene Infrastrukturvertrag gestattet der Bremer StralRenbahn AG die Nutzung
der Stral3en, Wege und Platze zum Betrieb von StralRenbahn- und Buslinien. Er
regelt insbesondere die Verantwortlichkeiten der Vertragspartner hinsichtlich
Planung, Bau, Beschaffung und Bewirtschaftung der Infrastrukturen sowie die
Ermittlung und Aufteilung der daraus entstehenden Kosten und die jeweiligen
Eigentumsverhéltnisse. In § 5 des Vertrages ist die Ubertragung von
BaumafRnahmen auf die BSAG wie folgt geregelt:

(1) Bremen Ubertragt der Bremer StraRenbahn AG die Planung, den Neubau und die
Beschaffung von Betriebsanlagen einschliel3lich der innerhalb der Gleiszone
liegenden StraRenanlagen (ohne Abwasseranlagen). Ausgenommen hiervon sind
der Unterbau, der Untergrund, die Haltestellenbauwerke und die
Fahrsignalanlagen als Teil verkehrstechnischer Lichtsignalanlagen. Die
Ubertragung umfasst auch die notwendige konstruktive Bearbeitung, hierzu zahit
insbesondere die Oberbaukonstruktion sowie die Fahrleitungs- und die
Stromversorgung.

(2) Bremen ubertragt der Bremer Stral3enbahn AG den Ersatzbau und die
Ersatzbeschaffung von StralRenanlagen innerhalb der Gleiszone sowie den
Ersatzbau des Bahnkoérperunterbaus mit allen Folgemaflinahmen mit Ausnahme
von Kunstbauten und Dammen.

(3) Soweit technisch und wirtschaftlich sinnvoll, kann Bremen der Bremer
Strallenbahn AG nach gemeinsamer Absprache auch weitere Neu- und
Ersatzbauten sowie Instandsetzungsarbeiten des Untergrundes, des Unterbaus
und auf3erhalb der Gleiszone liegender Stral3enanlagen tbertragen.

(4) Fur die In Abs. 1 bis 3 genannten BaumaRhahmen und Beschaffungen hat die
Bremer StraRenbahn AG Bremen so rechtzeitig Kostenberechnungen
vorzulegen, dass die erforderlichen Mittel in den Haushalt eingestellt werden
kénnen. Fir die Finanzplanung wird die Bremer Stralienbahn AG Bremen
rechtzeitig Kostenannahmen aufgeben.

Gemal § 7 des Infrastrukturvertrages hat die Bremer StralRenbahn AG bei den
BaumafRnahmen und Beschaffungen aus bremischen Mitteln geman § 5 die
Landeshaushaltsordnung und die aktienrechtlichen Sorgfaltspflichten zu beachten.
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Die Einhaltung dieser Pflichten ist vom Abschlussprifer der Bremer StralRenbahn AG
zu Uberprifen. Dieser hat hieriber Bremen schriftlich zu berichten.

e Prifung des Kosten- und Finanzierungsnachweises fur die Neubeschaffung von 77
Strallenbahnen und der in diesem Zusammenhang hergestellten Infrastruktur:
Die Bremer StralRenbahn AG beschafft aktuell 77 neue StraRenbahnen und baut
einen Teil ihrer Infrastruktur zur Nutzung der breiteren Fahrzeuge um. Die Bremer
StralRenbahn AG wird die hiermit verbunden Kosten nachweisen. Die Bremer
Strallenbahn AG hat sich gegeniber der Freien Hansestadt Bremen dazu
verpflichtet, 1/3 der mit diesem Vorhaben verbundenen Mehrkosten zu
kompensieren. Gegenstand der Sonderpriifung ist die Uberpriifung der von der
Bremer Stral3enbahn AG ermittelten Projektkosten und die Wirksamkeit der von der
Bremer Stral3enbahn AG zu erbringenden Kompensation der Mehrkosten.

e Darstellung der Einhaltung des gemal Anlage 7 des Vertrages iber einen
offentlichen Dienstleistungsauftrages im straRengebundenen OPNV auf dem Gebiet
der Stadtgemeinde Bremen (ODLA) festgelegten Planverlustes:

Die Bremer StralRenbahn AG wurde mit Wirkung zum 01.01.2019 mit der Erbringung
von Verkehrsleistungen im straRengebundenen OPNV im Stadtverkehr Bremen im
Rahmen eines Offentlichen Dienstleistungsauftrages beauftragt. Fiir die erbrachten
Leistungen erhalt das Unternehmen Ausgleichsleistungen, die fiir die Jahre
2019-2026 in einem Businessplan vorabkalkuliert wurden. Diese Planwerte
unterliegen einer jahrlichen Fortschreibung, die u.a. Anderungen des
Fahrplanangebots, der Qualitéatsstandards, durch technische Innovation und
allgemeine Preissteigerungen umfassen kann. Das Verfahren ist in der Anlage 7 zum
ODLA dokumentiert (vgl. Anlage 1.5). In den Jahresabschlussbericht ist eine
Darstellung tber die Fortschreibung des ,Soll-Ausgleichs” aufzunehmen. Die
Prufung der Fortschreibung obliegt dem Zweckverband Verkehrsverbund
Bremen/Niedersachsen (ZVBN).

Die den Sonderpriufungen zugrundeliegenden Vertragswerke kénnen bei Bedarf
eingesehen werden.

Vor Beginn der Jahresabschlussprifungen hat die/der Beauftragende (bei Gesellschaften mit
Aufsichtsrat die bzw. der Vorsitzende des Aufsichtsrates) die Mdglichkeit, Schwerpunkte fur die
Jahresabschlussprifung festzulegen. In einem Vorgesprach zu den jeweiligen
Jahresabschlussprifungen zwischen dem Abschlussprifer, der jeweiligen Gesellschaft und dem
dezentralen Beteiligungsmanagement werden die Prifungsinhalte der vorgegebenen
Prifungsschwerpunkte abgestimmt. Sofern diese Prifungsschwerpunkte in einem direkten
Zusammenhang mit der Jahresabschlussprifung, der Prifung des Lageberichtes oder der
Prifung nach 8§ 53 HGrG stehen, ist die Bearbeitung der Prifungsschwerpunkte durch das
Honorarangebot abgedeckt. Fir hierliber hinausgehende Prifungshandlungen
(Sonderprifungen) sind, sofern diese Sonderprifungen in dieser Leistungsbeschreibung noch
nicht konkret als Leistungsgegenstand benannt sind, die dann zur Anwendung kommenden
Stundensatze fur a) Wirtschaftspriferinnen/Wirtschaftsprifer, b) IT-Expertinnen/Experten, c)
eingehende finanzwirtschaftliche Bewertungen und d) rechtliche Expertisen anzugeben. Die
Sonderpriifungen werden gesondert beauftragt. Die Freie Hansestadt Bremen behalt sich vor,
diese Sonderprifungen auch anderweitig zu vergeben.

1.3. Sonstiges

1. Das Preisblatt gemald Anlage 4 ist sowohl fiir das Gesamtangebot als auch separat fur jede
zu prufende Gesellschaft (bei der BVBG separat fur die Prifung des Einzel- und
Konzernabschlusses) auszufiillen. Die Kosten fir die Durchfiihrung der Sonderprifungen
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bei der BSAG sind separat in einem gesonderten Preisblatt je Sonderprufung darzustellen.
Dabei missen die erforderliche Stundenanzahl und die Stundenléhne pro Qualifikation
benannt werden.

Fur die Einordnung der in dem Preisblatt aufgefiihrten Qualifikationen gelten folgende
Kriterien:

1) Wirtschaftspriferin/Wirtschaftsprifer (Partnerin/Partner)

Der/die benannte Partner/-in muss die nachfolgenden Mindestkriterien aufweisen:
- abgeschlossenes Hochschulstudium,

- Zulassung als Wirtschaftsprifer/-in,

- Mindestens 5 Jahre Berufserfahrung als Wirtschaftsprifer/-in.

2) Wirtschaftspriferin/Wirtschaftsprifer (Managerin/Manager)

Der/die benannte Manager/-in muss die nachfolgenden Mindestkriterien aufweisen:
- Abgeschlossenes Hochschulstudium,

- Zulassung als Wirtschaftsprufer/ -in,

- Mindestens 5 Jahre Berufserfahrung als Wirtschaftsprifer/-in.

3) Prufungsleiterin/Prufungsleiter

Der/die benannte Prufungsleiter/in muss die nhachfolgenden Mindestkriterien aufweisen:
- Abgeschlossenes Hochschulstudium,
- 2 Jahre Berufserfahrung als Prifungsleiter/in.

4) Prufungsassistentin/Prifungsassistent

Die benannten Prifungsassistenten/-innen missen die nachfolgenden Mindestkriterien
aufweisen:

- Abgeschlossenes Hochschulstudium,

- 1 Jahr Berufserfahrung als Prifungsassistent/innen.

5) Sonstige Fachkrafte

Die benannten Sonstigen Fachkrafte erflllen die Kriterien fir den/die Prifungsassistent/-in
nicht

2. Bei der Nebenkostenkalkulation ist zu bertcksichtigen, dass gemaR folgender Liste
mehrere Druckexemplare des endgultigen Prifungsberichtes Uber die
Jahresabschlussprifungen benétigt werden. Leseexemplare der vorlaufigen Berichte sind
der jeweiligen Gesellschaft, dem dezentralen Beteiligungsmanagement des fir die jeweilige
Gesellschaft zustéandigen Senatsressorts und dem Zentralen Beteiligungsmanagement
elektronisch zur Verfligung zu stellen. Die endgultigen Prifungsberichte sind neben den
Druckexemplaren auch elektronisch der jeweiligen Gesellschaft, dem dezentralen
Beteiligungsmanagement des fiur die jeweilige Gesellschaft zustandigen Senatsressorts und
dem Zentralen Beteiligungsmanagement elektronisch zur Verfligung zu stellen. Die Kosten
fur die elektronische Dateniibermittlung und die Druckversionen sind in den Nebenkosten
zu berucksichtigen.
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Erforderliche Anzahl von Druckexemplaren des endgultigen Prifungsberichtes:

Gesellschaft Anzahl der Druckexemplare

BVBG, Konzernabschluss 34
BVBG, Einzelabschluss 34
BREPARK GmbH 30
Bremische Grundstiicks-GmbH

Bremer StralRenbahn AG 40
WeserBahn GmbH 15

Consult Team Bremen — Gesellschaft fur

Verkehrsplanung und Bau mbH 15
Z0OB Zentral-Omnibus-Bahnhof GmbH 20
TM Traffic Marketing GmbH 5

In allen Prufungsberichten ist das auf das jeweilige Geschaftsjahr entfallende Honorar fir
die Prifung des Jahresabschlusses bzw. des Konzernabschlusses anzugeben. Daneben

hat der Abschlussprifer fur das jeweilige Geschéftsjahr erhaltene Honorare fir andere
Leistungen auf3erhalb der Abschlussprifung untergliedert nach a) andere
Bestatigungsleistungen, b) Steuerberatungsleistungen und c) sonstige Leistungen

anzugeben.

4. Durch den Abschlusspriifer ist eine Unabh&ngigkeitserklarung gemaf Anlage 1.4

abzugeben.

5. Unter Berlicksichtigung der einschlagigen Regelungen der Satzung der
Wirtschaftspriiferkammer iber die Rechte und Pflichten bei der Auslibung der Berufe des
Wirtschaftsprifers und des vereidigten Buchprifers (Berufssatzung fur
Wirtschaftspriifer/vereidigte Buchprifer — BS WP/VBP) sind Festpreise anzubieten.

6. Die Prifungsberichte sind in deutscher Sprache zu verfassen.

7. Dem Angebot ist eine Referenzliste beizufiigen. Die einschlagigen Branchenerfahrungen

der Mitglieder des Priifungsteams sind darzustellen.

8. Fir die Erstellung der Angebotsunterlagen wird keine Vergiitung gewahrt.

1.4. Fristen
Bei den jahrlichen Abschlussprifungen sind folgende Fristen einzuhalten:

Durchfihrung | Durchfihrung Abschluss Vorlage des

Vorpriufung Hauptprifung | der Prifung endgiltigen
Prifungsberichts

BVBG 01.12.-15.12. 08.05.-18.05. 15.07.
Konzernabschluss
BVBG 01.12.-15.12. | 01.05.-18.05. 15.07.
Einzelabschluss
BREPARK GmbH | 01.12.-15.12. 01.03.-20.03. 20.05.
Bremische Grund-
stiicks-GmbH - 01.05.-18.05. 15.07.
Bremer Strafen- | 5011.-10.12. | 01.03-15.04. 15.04. 10.05.
Bahn AG
WeserBahn
GmbH - 15.02.-15.03. 31.03. 30.04.
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Vergabevorgang: V0000/2018

Consult Team
Bremen - Ge-

sellschaft fur Ver- - 15.02.-15.03. 31.03. 30.04.

kehrsplanung und
Bau mbH

ZOB Zentral-

Omnibus-Bahnhof - 15.02.-15.03. 31.03. 30.04.

GmbH

TM Traffic
Marketing GmbH

- 15.02.-15.03. 31.03. 30.04.

Anlagen Leistungsbeschreibung:

11
1.2
1.3
1.4
15

Public Corporate Governance Kodex der Freien Hansestadt Bremen
Muster Prifungsanweisung der Freien Hansestadt Bremen
Preisblatt

Muster Unabhéangigkeitserklarung

Anlage 7 zum ODLA
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[Vergabeunterlagen...]

3

Vertragsbedingungen

3.1 Vorbemerkung

Der AG schliel3t einen Rahmenvertrag fur eine bestimmte Anzahl rechtlich selbststandiger
bzw. wirtschaftlich von ihm abgegrenzter zu prifender Einheiten (libergreifend verwendet
fur privatrechtlich organisierte Gesellschaften, Anstalt und Stiftungen 6ffentlichen Rechts
Eigenbetriebe sowie sonstige Sondervermogen).

. Die Einzelauftragsvergabe erfolgt zwischen den in der Anlage XXX zum Rahmenver-

trag/zur Leistungsbeschreibung genannten Einheiten und dem zugehorigen Rahmenver-
tragspartner. Die Leistung ist zwischen diesen Parteien zu erbringen und abzurechnen.
Die Leistung ist nach den Bedingungen des hier zu schlieenden Rahmenvertrag zu er-
bringen. Wesentliche Vertragsanderungen sind ausgeschlossen. Sonstige Abweichungen
bedirfen der Genehmigung des AG.

Uber etwaige Leistungsstorungen im Verhaltnis zwischen diesen Einheiten und dem AN
ist der AG unverzuglich zu informieren. Die Rechte aus diesem Rahmenvertrag (insbes.
gemal Ziffern 3.5, 3.6, 3.9 und 3.10), aber auch aufgrund gesetzlicher Regelungen, ste-
hen allein dem AG zu.

IV.Die Allgemeinen Vertragsbedingungen fur die Ausfihrung von Leistungen (VOL/B) - in der

V.

zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses geltenden Fassung - werden bindender Bestandteil
dieses Rahmenvertrages.

Allgemeine Geschéftsbedingungen (AGB) des AN werden nicht akzeptiert und fihren zum
Ausschluss des Angebotes vom Vergabeverfahren.

3.2 Geltungsbereich

Dieser Rahmenvertrag gilt fur Einzelauftrdge zwischen dem AG und dem AN Uber die
Durchfiihrung von Jahresabschluss- und sonstigen Prifungen bei den jeweils zu prifen-
den Einheiten, soweit nicht etwas anderes ausdriicklich schriftlich vereinbart oder gesetz-
lich zwingend vorgeschrieben ist.

. Dritte kénnen nur dann Anspriiche aus diesem Rahmenvertrag zwischen AG und AN her-

leiten, wenn dies ausdriicklich vereinbart ist oder sich aus zwingenden gesetzlichen Re-
gelungen ergibt. Dritter in diesem Sinne ist nicht die jeweils zu prifende Einheit, auf deren
Jahresabschluss- und sonstige Prifung sich der vom AG erteilte Auftrag bezieht.

3.3 Recht/Art und Umfang der Leistungen

Art und Umfang der beiderseitigen Leistungen werden durch den Einzelabruf auf Grund-
lage des vorliegenden Rahmenvertrages bestimmt. Bei Widersprichen oder Unklarheiten
im Rahmenvertrag gelten nacheinander

a) die Leistungsbeschreibung einschlielich ihrer Anlagen

b) die Allgemeinen Vertragsbedingungen fir die Ausfiihrung von Leistungen (VOL/B).

. Die in der Leistungsbeschreibung genannten Regeln, Vorschriften und Normen sind

ebenso in der zum Zeitpunkt der Leistungserbringung jeweils gultigen Fassung einzuhal-
ten.

Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein bestimmter wirtschaftli-
cher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundséatzen ordnungsmaéaRiger Berufsausiibung
ausgefihrt. Der AN Ubernimmt im Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben
der Geschéftsfuhrung. Der AN ist fur die Nutzung oder Umsetzung der Ergebnisse seiner
Leistungen nicht verantwortlich. Der AN ist berechtigt, sich zur Durchfihrung des Auftrags
sachverstandiger Personen zu bedienen.

IV.Die Bericksichtigung auslandischen Rechts bedarf - aul3er bei betriebswirtschaftlichen
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Prufungen - der ausdriicklichen schriftlichen Vereinbarung.

V. Andert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschlieBenden beruflichen Au-
Berung, so ist der AN nicht verpflichtet, den AG auf Anderungen oder sich daraus erge-
bende Folgerungen hinzuweisen.

3.4 Ansprechpartner und Mitwirkungspflicht

I. Der AG ist fur die Durchfiihrung der Vergabe zustandig und Ansprechpartner fir die Uber-
geordneten Aspekte der Durchfihrung der Abschlussprifung.

II. Von AG und AN werden jeweils ein/eine Ansprechpartner/-in und ein/eine Vertreter/-in zu
Beginn des Rahmenvertrages schriftlich benannt. Die Ansprechpartner/innen beider Par-
teien bzw. deren Vertreter/innen sind fur alle Fragen zur Durchfiihrung des Rahmenver-
trags zustandig und tiben die Kontrolle tber die Verfahrensablaufe aus.

.Der AG tragt dafur Sorge, dass dem AN von der jeweils zu prifenden Einheit alle fur die
Ausfuhrung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weiteren Informationen rechtzeitig
Ubermittelt werden und ihm von allen Vorgdngen und Umstéanden Kenntnis gegeben wird,
die fur die Ausfiihrung des Auftrags von Bedeutung sein konnen. Dies gilt auch fir die Un-
terlagen und weiteren Informationen, Vorgadnge und Umstande, die erst wahrend der Ta-
tigkeit des AN bekannt werden. Der AG wird dem AN geeignete Auskunftspersonen be-
nennen.

IV.Auf Verlangen des AN hat die jeweils zu prifende Einheit namens des AG die Vollstan-
digkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen sowie der gegebenen
Auskiinfte und Erklarungen in einer vom AN formulierten schriftlichen Erklarung zu besta-
tigen.

3.5 Sicherung der Unabhéangigkeit

I. Der AG hat alles zu unterlassen, was die Unabhangigkeit der Mitarbeiter/innen des AN
gefahrdet. Dies gilt fir die Dauer des Auftragsverhaltnisses insbesondere flr Angebote
auf Anstellung oder Ubernahme von Organfunktionen und fiir Angebote, Auftrage auf ei-
gene Rechnung zu Gbernehmen.

Il. Sollte die Durchflihnrung des Auftrags die Unabhangigkeit des AN, der mit ihm verbunde-
nen Unternehmen, seiner Netzwerkunternehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unter-
nehmen, auf die die Unabhangigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden wie
auf den AN, in anderen Auftragsverhaltnissen beeintrachtigen, ist der AN zur auf3eror-
dentlichen Kundigung des Auftrags berechtigt.

3.6 Berichterstattung und mindliche Auskiinfte

Soweit der AN Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des Auftrags schriftlich darzustel-
len hat, ist allein diese schriftliche Darstellung maRgebend. Entwiirfe schriftlicher Darstel-
lungen sind unverbindlich. Sofern nicht anders vereinbart, sind miindliche Erklarungen
und Auskunfte des ANs nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich bestétigt werden. Erkla-
rungen und Auskiinfte des ANs auRRerhalb des erteilten Auftrags sind stets unverbindlich.

3.7 Weitergabe einer beruflichen AuRerung des AN

I. Die Weitergabe beruflicher AuRerungen des AN (Arbeitsergebnisse oder Ausziige von
Arbeitsergebnissen - sei es im Entwurf oder in der Endfassung) oder die Information tber
das Tatigwerden des AN fir den AG an einen Dritten bedarf der schriftlichen Zustimmung
des AN, es sei denn, der AG ist zur Weitergabe oder Information aufgrund eines Geset-
zes oder einer behordlichen Anordnung verpflichtet. Auch insoweit handelt es sich bei der
jeweils zu prifenden Einheit nicht um einen Dritten.
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Il. Die Verwendung beruflicher AuRerungen des ANs und die Information liber das Tatigwer-
den des ANs fir den AG zu Werbezwecken durch den AG sind unzulassig.

lll. Auf die Berichts- und Informationspflichten des AG gemalR der Landesverfassung der
Freie Hansestadt Bremen und des Bremischen Informationsfreiheitsgesetzes wird aus-
dricklich hingewiesen.

3.8 Mangelbeseitigung

I. Bei etwaigen Mangeln hat der AG Anspruch auf Nacherfiillung durch den AN. Nur bei
Fehlschlagen, Unterlassen bzw. unberechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Un-
maoglichkeit der Nacherfullung kann er die Vergutung mindern oder vom Rahmenvertrag
zurlcktreten; ist der Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann der AG
wegen eines Mangels nur dann vom Rahmenvertrag zuriicktreten, wenn die erbrachte
Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, Unzumutbarkeit oder Unmdoglichkeit der
Nacherfillung fir ihn ohne Interesse ist. Soweit dariber hinaus Schadensersatzansprui-
che bestehen, gilt Ziffer 3.14.

Il. Der Anspruch auf Beseitigung von Mangeln muss vom AG unverziiglich in Textform gel-
tend gemacht werden. Anspriiche nach Abs. 1, die nicht auf einer vorsatzlichen Handlung
beruhen, verjahren nach Ablauf eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjahrungsbeginn.

. Offenbare Unrichtigkeiten, wie z. B. Schreibfehler, Rechenfehler und formelle M&ngel, die
in einer beruflichen AuRRerung (Bericht, Gutachten etc.) des AN enthalten sind, kénnen je-
derzeit vom Wirtschaftsprifer auch Dritten gegentiber berichtigt werden. Unrichtigkeiten,
die geeignet sind, in der beruflichen AuRerung des ANs enthaltene Ergebnisse infrage zu
stellen, berechtigen diesen, die AuRerung auch Dritten gegeniber zurlickzunehmen. In
den vorgenannten Fallen ist der AG vom AN tunlichst vorher zu héren.

3.9 Vertragslaufzeit

I. Der Rahmenvertrag wird flr die Zeit vom 01.03.2019 (im Folgenden "Vertragsbeginn") bis
zur Feststellung des durch den AN gepriften Jahresabschlusses fur das Geschaftsjahr
2023 bzw. bei vom Kalenderjahr abweichendem Geschéftsjahr fir das Geschaftsjahr
2022/2023 (im Folgenden "Vertragsende") geschlossen.

Il. Vertragsjahr im Sinne dieses Rahmenvertrages ist dabei jeweils das bei der zu prifenden
Einheit zur Anwendung kommende Geschaftsjahr. Dies kann entweder in Ubereinstim-
mung mit dem Kalenderjahr oder in Abweichung hiervon festgelegt sein.

3.10 Nichtleistung/Kiindigung

I. Der Rahmenvertrag kann seitens des AG mit einer Frist von drei Monaten zum Ende des
jeweils laufenden Vertragsjahres vorzeitig gekiindigt werden, wenn sich die Verhaltnisse
(z. B. auf Grund politischer Vorgaben) wesentlich ge&ndert haben.

II. Der AG kann den Rahmenvertrag fristlos kiindigen, wenn wichtige Grunde vorliegen, ins-
besondere wenn der AN

- in erheblicher Weise gegen anerkannte Standesregeln verstol3t
- oder wenn sonstige schwerwiegende Grinde i. S. d. 88 313, 314 BGB vorliegen.

3.11 Anderungen des Rahmenvertrages

I. Der Leistungsumfang kann nach Bedarf des AG erweitert, verandert oder reduziert wer-
den. Hierbei sind die Vorgaben des § 132 GWB zu beachten. Der AN kann eine Anderung
des Leistungsumfanges zuriickweisen, falls die Anderung fir ihn unzumutbar ist. Unzu-
mutbar ist die Anderung insbesondere, wenn der Betrieb des AN nicht auf die veranderte
Leistung ausgerichtet ist und eine Vergabe der Leistung an Dritte nur unter erheblichen
Schwierigkeiten fur ihn moglich ist. Fur diesen Fall hat der AN Nachweise vorzulegen und
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alternative Lésungsmoglichkeiten vorzuschlagen. Der AG hat fur diesen Fall die Mdglich-
keit, die betreffenden Leistungen ganz oder teilweise anderweitig zu vergeben.

. Wird bei einer Leistungsanderung eine erhdhte Vergltung beansprucht, muss der AN dies

dem AG unverziglich anzeigen. Die Mehrkosten gegeniiber der urspriinglich ausge-
schriebenen Leistung sind vom AN fir den AG nachvollziehbar zu begrinden und mit
dem AG schriftlich zu vereinbaren.

.Eine seitens des AN geplante gesellschaftsrechtliche Anderung wahrend der Laufzeit des

Rahmenvertrages ist dem AG mit einem Vorlauf von 3 Monaten anzuzeigen. Der AG be-
halt sich in diesem Fall vor, den Rahmenvertrag aus vergaberechtlichen Griinden zu kin-
digen. Auf Verlangen des AG hat der AN erneut gem. den Vorgaben der Vertragsunterla-
gen seine Eignung nachzuweisen. Gelingt dies dem AN nicht, so hat der AG das Recht,
den Rahmenvertrag aus wichtigem Grund zu kiindigen.

IV.Das nachtragliche Ausscheiden eines oder mehrerer Mitglieder aus einer Bietergemein-

schaft oder der Eintritt eines oder mehrerer neuer Unternehmen in die Bietergemeinschaft
wahrend der Vertragslaufzeit sind dem AG ebenfalls mit einem Vorlauf von 3 Monaten
anzuzeigen. Die Beendigung der Bietergemeinschaft oder der Eintritt eines neuen Unter-
nehmens in die Bietergemeinschaft kann zur Kiindigung des Rahmenvertrages durch den
AG aus vergaberechtlichen Grunden fuhren. Auf Verlangen des AG hat der AN die Eig-
nung erneut gemarn den Vorgaben der Vertragsunterlagen nachzuweisen. Gelingt dies
dem AN nicht, so hat der AG das Recht, den Rahmenvertrag aus wichtigem Grund zu
kindigen.

. Anderungen, Nebenabreden und Erganzungen sowie die Kiindigung des Rahmenvertra-

ges bedurfen der Textform.

3.12 Datenschutzrechtliche Bestimmungen und Vorgaben nach BremIFG

Der AN ist verpflichtet, die datenschutzrechtlichen Bestimmungen, insbesondere die Vor-
schriften der EU-Datenschutzgrundverordnung (Verordnung (EU) 2016/679) sowie das
Sozialgeheimnis nach § 35 Sozialgesetzbuch | (SGB 1), einzuhalten.

. Der AN hat ferner die Pflicht, die mit der Erbringung der Leistungen beauftragten Perso-

nen gemal § 35 SGB |, § 78 Abs. 2 SGB X zu informieren.

Der AN erklart sich mit Einreichung seines Angebotes damit einverstanden, dass dieses
sowie der basierende ggf. zustande kommende Rahmenvertrag gemafR den Vorgaben
des BremIFG im Transparenzregister der FHB verdoffentlicht werden. Zugleich ist er damit
einverstanden, dass die Inhalte der Prifungsberichte, sofern sie nach dem BremIFG ver-
offentlichungspflichtig sind, ebenfalls veroffentlicht werden dirfen.

3.13 Schweigepflicht gegentber Dritten, Datenschutz

Der AN ist nach MaRRgabe der Gesetze(§ 323 Abs. 1 HGB, 203 StGB) verpflichtet, Uber
Tatsachen und Umstande, die ihm bei seiner Berufstatigkeit anvertraut oder bekannt wer-
den, Stillschweigen zu bewahren, es sei denn, dass der AG ihn von dieser Schweige-
pflicht entbindet.

. Der AN wird bei der Verarbeitung von personenbezogenen Daten die nationalen und eu-

roparechtlichen Regelungen zum Datenschutz beachten.

3.14 Haftung

Der AN haftet in vollem Umfang nach den einschléagigen vertraglichen und gesetzlichen
Bestimmungen, soweit nicht gesetzliche Haftungsbeschrankungen, insbesondere die Hal-
tungsbeschrankung des § 323 Abs. 2 HGB, zur Anwendung kommen. Bei der Einschal-
tung von Nachunternehmen, Erflllungsgehilfen und sonstigen Beauftragten haftet der AN
fur samtliche Pflichtverletzungen so, als wenn er selbst tatig geworden ware.
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. AuRerdem hat der AN den AG von samtlichen Schadensersatzansprtichen Dritter freizu-

halten, die im Zusammenhang mit einer Verletzung, der vom AN nach dieser Leistungs-
beschreibung Gibernommenen Pflichten, gegen den AG geltend gemacht werden sollten.

Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschrankung Anwendung findet noch eine ein-
zelvertragliche Haftungsbeschrankung besteht, ist die Haftung des AN fir Schadenser-
satzanspriche jeder Art, mit Ausnahme von Schaden aus der Verletzung von Leben, Kor-
per und Gesundheit, sowie von Schaden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1
ProdHaftG begriinden, bei einem fahrlassig verursachten einzelnen Schadensfall geman
§ 54a Abs. 1 Nr. 2 INPO auf 4 Mio. € beschrankt.

IV.Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhéltnis mit dem AG stehen dem AN

Vv

VII.

auch gegenuber Dritten zu, wobei die jeweils zu prifende Einheit kein Dritter in diesem
Sinne ist.

. Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem AN bestehenden Vertragsverhaltnis

Anspriche aus einer fahrlassigen Pflichtverletzung des AN her, gilt der in Abs. 2 genannte
Hochstbetrag fur die betreffenden Anspriiche aller Anspruchsteller insgesamt.

.Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2 ist auch bezlglich eines aus mehreren

Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens gegeben. Der einzelne Scha-
densfall umfasst samtliche Folgen einer Pflichtverletzung ohne Riicksicht darauf, ob
Schéden in einem oder in mehreren aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei
gilt mehrfaches auf gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unter-
lassen als einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten mitei-
nander in rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In diesem Fall kann
der AN nur bis zur H6he von 5 Mio. € in Anspruch genommen werden. Die Begrenzung
auf das Funffache der Mindestversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich vorgeschrie-
benen Pflichtprifungen.

Ein Schadensersatzanspruch-erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs Monaten nach
der schriftichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben wird und der AG auf diese
Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht fir Schadensersatzanspriiche, die auf vorsatzli-
ches Verhalten zurtickzufihren sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben,
Kdrper oder Gesundheit sowie bei Schaden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach
8§ 1 ProdHaftG begrinden. Das Recht, die Einrede der Verjahrung geltend zu machen,
bleibt unberuhrt.

3.15 Ergéanzende Bestimmungen fur Priufungsauftrage

Andert der AG nachtraglich den durch den AN gepriften und mit einem Bestatigungsver-
merk versehenen Abschluss oder Lagebericht, darf er diesen Bestatigungsvermerk nicht
weiterverwenden.

. Hat der AN einen Bestatigungsvermerk nicht erteilt, so ist ein Hinweis auf die durch den

AN durchgefiihrte Priifung im Lagebericht oder an anderer fiir die Offentlichkeit bestimm-
ter Stelle nur mit schriftlicher Einwilligung des AN und mit dem von ihm genehmigten
Wortlaut zulassig.

Widerruft der AN den Bestatigungsvermerk, so darf der Bestatigungsvermerk nicht weiter-
verwendet werden. Hat der AG den Bestatigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf
Verlangen des AN den Widerruf bekanntzugeben.

IV.Der AG hat Anspruch auf die in der Leistungsbeschreibung angegebene Anzahl von Be-

richtsausfertigungen. Die Uberlassung einer barrierefreien elektronischen Ausfertigung
des Berichts ist dabei inbegriffen. Weitere Ausfertigungen kénnen ggf. gesondert in Rech-
nung gestellt werden.
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3.16 Elektronische Kommunikation

Die Kommunikation zwischen dem AN und dem AG sowie mit der jeweils zu prifenden
Einheit kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der AG bzw. die jeweils zu prifende Einheit
eine Kommunikation per E-Mail nicht wiinscht oder besondere Sicherheitsanforderungen
stellt, wie etwa die Verschlisselung von E-Mails, informiert der AG bzw. die jeweils zu
prifende Einheit den AN entsprechend in Textform.

3.17 Preisgestaltung und -bindung; Mindestlohn

I. Die Angebotspreise sind so zu kalkulieren, dass in ihnen alle Kosten der zu erbringenden

Leistungen des AN enthalten sind.

Il. Es sind Festpreise anzubieten. Samtliche weiteren Dienstleistungskosten sowie sonstige
Unternehmenskosten, die unternehmensseitig zur Erbringung der angebotenen Dienst-
leistung anfallen, sind zu kalkulieren. Es kdnnen dem AG keine weiteren Aufwande be-

rechnet werden.

lll. Diesen Festpreisen wird bei Rechnungsstellung die Umsatzsteuer in der zum Zeitpunkt

der Leistung jeweils geltenden Hohe hinzugerechnet.

IV.Die Berechnung anderer oder zusatzlicher als im anliegenden Preis-/Leistungskatalog

enthaltenen Preise ist grundséatzlich ausgeschlossen.

V. Haben sich jedoch Preisfaktoren, die fir die Festsetzung der Vertragspreise mal3gebend
sind, seit Abschluss der Vereinbarung so wesentlich veréndert, dass einer Vertragspartei
das Festhalten an der urspriinglichen Fassung der Vereinbarung nicht zuzumuten ist, so
kann diese Vertragspartei frihestens ab dem zweiten Vertragsjahr eine Anpassung der

Vertragspreise an die geanderten Verhaltnisse beantragen.
Y,

.Die Anpassung der Preise ist einmalig je Vertragsjahr zuldssig. Sie ist spatestens drei

Monate vor Beginn des Vertragsjahres fur alle Leistungen, fur die eine Anpassung fur das
betreffende Vertragsjahr geltend gemacht wird, schriftlich von dem jeweiligen Vertrags-
partner zu beantragen. Sofern Preisdnderungen nachvollziehbar sowie form- und fristge-
recht geltend gemacht wurden, werden die neuen Preise mit Bestéatigung durch den AG

zum Anfang des neuen Vertragsjahres wirksam.

VII. Der AN verpflichtet sich, bei der Auftragsausfiihrung zur Einhaltung von Mindest- und

Tariflohnverpflichtungen gemal Formular 231HB-EU.

VIII. Im Falle des Inkrafttretens eines neuen allgemeinverbindlichen Tarif- und Rahmenver-
trages sowie bei der Erh6hung von gesetzlichen Sozialaufwendungen oder der Einfiih-
rung bzw. Anderung einer sonstigen gesetzlichen Mindestlohnregelung kann der AN eine
Erh6hung des Vertragspreises - fur den Anteil der lohnabhéangigen Kosten - beantragen;
dieses kann bereits vor Ablauf des 1. Vertragsjahres erfolgen. In dem Vordruck Kosten-
Ubersicht bzw. dem Preisblatt sind hierzu Angaben zu den Lohn- und lohnabh&ngigen An-
teilen in den jeweiligen Positionen anzugeben. Diese Angaben werden flr eine mdgliche

Uberprifung einer Preisanpassung herangezogen.

IX.Antrage gemal Ziffer 3.17 Abs. VI, die spater als 3 Monate nach Abschluss des Tarif-
oder Rahmenvertrages oder nach Inkrafttreten der Anderung der gesetzlichen Sozialauf-
wendungen oder der Einfiihrung bzw. Anderung einer sonstigen gesetzlichen Mindest-
lohnregelung eingehen, kénnen nur vom 1. Tage des Eingangsmonats an Beriicksichti-

gung finden.

X. Kommt eine Einigung Uber die beantragten Preise nicht zustande, kann jede Vertragspar-
tei den Rahmenvertrag mit einer Frist von sechs Monaten zum Monatsende kiindigen (je-
doch frihestens zum Ende des ersten Vertragsjahres). In diesem Fall gelten die bisheri-

gen Preise bis zum Vertragsende weiter.

XI.Die vorstehenden Regelungen finden sinngemafld Anwendung, wenn sich eine Ermafi-

gung der Léhne oder der gesetzlichen Sozialaufwendungen ergibt.
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3.18 Vergutung und Rechnungstellung

I. Der AN hat Anspruch auf Vergitung gemalf der im Preisblatt niedergelegten Gesamtver-
gUtung; die Umsatzsteuer wird zusatzlich berechnet.

Il. Die Abrechnung erfolgt grundséatzlich nach Erfullung der Leistung. Angemessene Ab-
schlagszahlungen sind mit folgender Mal3gabe zulassig:

- Ein erster Abschlag wird nicht vor Aufnahme der Prifungshandlungen (ggf. auch durch
eine Vorprufung) fallig.

- Mindestens die Hélfte der Gesamt-Auftragssumme fir die Durchfihrung der Prifung
des jeweiligen Geschéftsjahres wird frihestens mit der Feststellung des gepriften Jah-
resabschlusses des jeweiligen Vertragsjahres fallig.

lll. Die Rechnung ist an die jeweilige Einheit deren Jahresabschluss zu prifen ist, zu richten.
Die entsprechenden Rechnungsanschriften sind der Anlage [XXX] zur Leistungsbeschrei-
bung zu entnehmen. Im Ubrigen gilt § 17 VOL/B.

3.19 Geltendes Recht und Salvatorische Klausel

I. Auf diesen Vertrag, die Durchfiihrung der einzelnen Prifungsauftrage und die sich hieraus
ergebenden Anspriiche findet ausschlief3lich deutsches Recht Anwendung.

Il. Sollten einzelne Bestimmungen dieses Rahmenvertrages unwirksam sein, berthrt dies
nicht die Wirksamkeit des restlichen Rahmenvertrages. Die Parteien sind verpflichtet, die
unwirksame Bestimmung durch eine wirksame Bestimmung zu ersetzen, die den mit der
unwirksamen Bestimmung angestrebten wirtschaftlichen Erfolg in gesetzlich zulassiger
Weise soweit wie moglich erreicht.
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63THB
(Auttragsschrelben Liefer- und Dignstieistungen)

Vergabestelle {einschliefilich Anschrift) (gaf. identisch mit Aufiraggeber)

Senatorin flir Finanzen - Referat 25 -
Rudolf-Hilferding-Platz 1 (Haus des Reichs) 28195 Bremen

Ansprechpartner
ia Telefon
Fax
NN
E-Mail
|
Verfahrensnummer Ausschrelbung vom Ort, Datum
V0693/2018 ' 13.11.2018 Bremen, 29.03.2019
Ihr Angebot vom -
Auftrag/Abruf 18.12.2018

Lieferung/Leistung von
DL Wirtschaftspriferieistungen (Jahresabschlilsse und Sonderpriifungen) Los 1 bis Los 4
Hier: Los 1 Priffungsverbund BYBG/BSAG

Anlage

Sehr geehrte Damen und Herren,

r

ich bitte Sie, die nachstehend bezeichnate Lieferung/Leistung zu liefern bzw. zu erbringen, zu den

[ bersits tibersandten Ausschreibungs-  [5g Bedingungen Ihres o0.a. Angebots X Allgemeine Bedingungen flr die
und Verfragsbeadingungen Ausflthrung von Lelstungen
' (VOL Tell B)

Mehrfachnennung Ist zuldsslg.
Sofern keine abweichende Bezeichnung durch Ziffern, Geltung in abstelgender Relhenfolge von links nach rechts.

Auf Grund Ihres oben genannten Angebots erhalten Sie hiermit den Auftrag zur Ausfihrung der
oben bezeichneten Leistungen im Namen und fir Rechnung (Auftraggeber):

1. Bremer Verkehrs- und Bsteiligungsgesellschaft mbH 5. WeserBahn GmbH
2. Bremische Grundstiicks-GmbH 6. ZOB Zentral-Omnibus-Bahnhof GmbH
3, Bremer Straenbahn AG 7. TM Traffic Marketing GmbH

4. Consult Team Bremen — Gesellschaft fir Verkehrsplanung 8. BREPARK GmbH
Die genauen Anschriften eninehmen Sie bitte der Anlage.

Auftragswert netto 629.990,00
Auftragswert brutto ' 749.888,10

Stand Januar 2017 - Dar Senator fir Wirlschaft, Arbelt und Héfen - vergabeservice@wah bremen.de /2



Lieferterm!n/Ausfihrungsfrist
01.04.2019

Erlduterungen
Die Edéuterungen sind zu nummerieren; als Abschiuss ist zu schreiben: "Ende der Erlduterungen”,
Werden keine Erlauterungen aufgenommen, ist zu schreiben: "Keine", '

1. Gegenstand des Vertrages Ist die DurchfOhrung der "Pr(fung der Jahresabschliisse 2019-2023" fir die als
Auftraggeber genannten Gesellschaften gemaf Ausschreibung vom 13.11.2018.

2. Die Vergabeunterlagen sowie die dazugehtrigen Anlagen sind bindender Vertragsbestandteil.

3. Die Ausftthrung baginnt nach Zuschlagserteilung.

"Ende der Erléuterungen”

Sie werden gebeten, die Zweitfertigung dieses Auftragsschretbens als Empfangsbestétigung- unverziglich zuriick zu geben,

Mit freundlichen Griién
Im Auftrag

Unterschrift ggf. weitere Unterschrift

Empfangsbestitigung

Der Empfang des vorstehenden Auftragsschreibens wird bestatigt. Zur Entgegennahme von Anordnungen wird als
bevollmachtigter Vertreter bestellt:

Ein Wechsel in der Vertretung wird der Vergabestelle unverziglich und unaufgefordert mitgeteilt.

Auftragnehmer:

Unterschrift
Siand Januar 2017 - Der Senatar fOr Wirtschaft, Arbelt und Hafen - vergabaservice @wah.brenten de 22



Senatorin for Finanzen FHB " Anlage 5 Beteiligte Geselischaften

W:rtschaﬁsprﬂfsrlsustungen
V0693/2018

LOS 1:Pritfungsverbund ,,Bramer Verkehrs- und Beteiligu ngsgeselischaft mbH /
Bremer Straenbahn AG“

1. Bremer Verkehrs- und Beteiligungsg%eilschaft mbH
Geschaftsfohrung -
Flughafendamm 12
28199 Bremen -

2. BREPARK GmbH
Gaschaftsftihrung
Ansgaritorstrafte 16
28195 Bremen

3. Bremische Grundstlicks-GmbH
- Geschaftsfuhrung
Flughafendamm 12
28198 Bremen

4. Bremer StraRenbahn AG
Vorstand
Flughafendamm 12
28199 Bremen

5. WeserBahn GmbH .
Geschéftsfihrung
Flughafendamm 12
28199 Bremen

6. Consult Team Bremen — Gesellschaft fir Verkehrsplanung und Bau mbH
Geschéfisfithrung )
~ WesterstraBie 10-14
28199 Bremen

- 7.. ZOB Zentral-Omnibus-Bahnhof GmbH
Geschaftsflihrung - . ;
" Flughafendamm 12
28199 Bremen

8. TM Traffic Marketing GmbH
Geschéaftsflhrung
Flughafendamm 4
-28199 Bremen



	AP 2019-2023_BVBG_Verbund_2018-10-29_Leistungsbeschreibung
	1 Leistungsbeschreibung Jahresabschlussprüfung
	1.1. Ausgangslage
	1.2. Prüfung des Jahresabschlusses/Leistungsgegenstand
	1.3. Sonstiges
	1.4. Fristen


	AP 2019-2023_BVBG_Verbund_2018-10-29_Vertragsbedingungen
	3 Vertragsbedingungen
	3.1 Vorbemerkung
	3.2 Geltungsbereich
	3.3 Recht/Art und Umfang der Leistungen
	3.4 Ansprechpartner und Mitwirkungspflicht
	3.5 Sicherung der Unabhängigkeit
	3.6 Berichterstattung und mündliche Auskünfte
	3.7 Weitergabe einer beruflichen Äußerung des AN
	3.8 Mängelbeseitigung
	3.9 Vertragslaufzeit
	3.10 Nichtleistung/Kündigung
	3.11 Änderungen des Rahmenvertrages
	3.12 Datenschutzrechtliche Bestimmungen und Vorgaben nach BremIFG
	3.13 Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz
	3.14 Haftung
	3.15 Ergänzende Bestimmungen für Prüfungsaufträge
	3.16 Elektronische Kommunikation
	3.17 Preisgestaltung und -bindung; Mindestlohn
	3.18 Vergütung und Rechnungstellung
	3.19 Geltendes Recht und Salvatorische Klausel


	AP 2019-2023_BVBG_Verbund_2019-04-01_Auftragsannahme_geschwärzt



